
EINE PUBLIKATION VON SMART MEDIA

#FOKUSRECHTSGUIDE   PIKÓ UHL RECHTSANWÄLTE AG • BRANDREPORT     19

NEUPERT VUILLE PARTNERS • BRANDREPORT

Bankkonto blockiert – was tun?
Eine Kontosperre ist für die Betroffenen eine grosse Herausforderung. Die Wirtschaftsanwälte von Neupert Vuille Partners  

unterstützen ihre nationale und internationale Klientschaft bei der Wiedererlangung ihrer Vermögenswerte.

Interview mit Dr. André Terlinden, LL.M., und Dr. Timo Fenner, MLaw UZH,  
Rechtsanwälte und Partner bei Neupert Vuille Partners, Zollikon-Zürich

Wieso sehen sich Bankkunden heute ver-
mehrt mit Kontosperren konfrontiert?
Dr. Terlinden: Die «Weissgeldstrategie» und Verschär-
fung der Geldwäschereigesetzgebung sowie die bank-
interne Compliance bieten in jüngster Vergangen-
heit vermehrt Anlass zu Sperren von Bankkonten.

Wer ordnet solche Sperren an? Weshalb?
Dr. Fenner: Eine Sperre wird entweder durch eine 
Bank veranlasst oder durch eine Behörde angeord-
net. Die Staatsanwaltschaft beschlagnahmt Konten 
mit Geldern aus (mutmasslich) deliktischer Her-
kunft. Kontosperren können auch von Steuerbehör-
den oder durch Gerichte, zum Beispiel bei Verarres-
tierung von Vermögenswerten, angeordnet werden.

Wann erfolgt eine Kontosperre  
durch die Bank selbst?
Dr. Fenner: Eine Sperre erfolgt bei möglichen Verstös-
sen gegen das Geldwäschereigesetz (GwG), bei de-
liktischer Herkunft der Gelder oder bei Unklarheiten 
über die zivilrechtlichen Ansprüche am Konto. Aus-
löser können auch Compliancegründe zum (vermeint-
lichen) Schutz des Kunden sein, wenn bei der Bank 

etwa der Eindruck entsteht, dieser könne Opfer be-
trügerischer Machenschaften (Phishing etc.) sein oder 
erpresst werden (bei nicht nachvollziehbaren Zahlun-
gen an ausländische Banken). Sperrungen erfolgen aber 
vielfach auch unzulässigerweise «präventiv», quasi aus 
«vorauseilendem Gehorsam» der Bank, in der Angst, 
sich selbst strafbar zu machen. «Faktische» Sperren 
durch die Weigerung, gewisse Transaktionen durch-
zuführen, sind auch vermehrt zu beobachten. Dies ist 
umso problematischer, wenn ein Kunde aus gesund-
heitlichen oder anderen Gründen bei der kontofüh-
renden Bank nicht persönlich vorstellig werden kann.

Welche Rechtsbeziehung besteht 
zwischen Bank und Kunde?
Dr. Terlinden: Es gelangen insbesondere Auftrags-
recht (Bankkonto) und Hinterlegungsvertragsrecht 
(Bankdepot) zur Anwendung. Der Kunde ist dabei 
der Auftraggeber beziehungsweise Hinterleger, die 
Bank die Beauftragte oder Aufbewahrerin. Allgemeine 
Geschäftsbedingungen (AGB) regeln die Beziehung 
über die gesetzlichen Rahmenbedingungen hinaus.

Was sehen diese Bestimmungen vor?
Dr. Terlinden: Es besteht grundsätzlich ein zwin-
gender Herausgabeanspruch des Kunden bezüg-
lich seines Guthabens gegenüber der Bank. Die-
ser kann auch durch AGB nicht wegbedungen 
werden. Bankkunden sind deshalb gut beraten, 
sich nicht von AGB einschüchtern zu lassen. 

Die Herausgabepflicht hat  
aber sicherlich Schranken?
Dr. Terlinden: Die Bank trifft keine Heraus-
gabepflicht bei rechts- und sittenwidrigen Ge-
schäften, bei Verstössen gegen zwingendes 
öffentliches Recht, etwa strafrechtliche Vorschrif-
ten, wie das GwG oder die Geldwäscherei-
verordnung-FINMA (GwV-FINMA).

Was besagen in diesem Zusammen-
hang das GwG und die GwV-FINMA?
Dr. Fenner: Die Bank ist zur Identifikation des 
Geschäftspartners, des Empfängers der Gel-
der und zur Abklärung des Hintergrunds 

einer Transaktion verpflichtet, wenn aus Sicht 
der Bank etwas «ungewöhnlich» erscheint. Da-
für gibt es verschiedene (vermeintliche) Gründe.

Was passiert bei einer  
«ungewöhnlichen» Transaktion?
Dr. Terlinden: Die Bank hat bei der Meldestelle im 
Bundesamt für Polizei (MROS) Anzeige zu er-
statten und muss die Konten blockieren. Sobald die 
MROS der Bank mitteilt, dass sie die Meldung an 
die Strafverfolgungsbehörde weiterleitet, wird die 
Sperre nach fünf Tagen aufgehoben, sofern die Straf-
verfolgungsbehörde keine Verlängerung anordnet.

Und wenn die Bank ein Konto von 
sich aus länger blockiert?
Dr. Fenner: Ohne Verfügung der Behörde verstösst 
die Bank bei einer Sperre gegen ihre vertraglichen 
Pflichten. Sofern sie die Vermögenswerte nicht he-
rausgibt, muss sie gerichtlich zur deren Herausgabe 
und zur allfälligen Bezahlung eines Schadenersat-
zes wegen Schlechterfüllung verpflichtet werden.

Neupert Vuille Partners, gegründet 1851 – ist die 
älteste bestehende Anwaltskanzlei der Schweiz. 
Seit 170 Jahren vertreten die Anwälte der Kanzlei 
mit langjähriger Praxiserfahrung in allen Berei-
chen des Wirtschaftsrechts die Interessen ihrer 
nationalen und internationalen Klienten.

www.nplaw.ch
fenner@nplaw.ch
terlinden@nplaw.ch

Neupert Vuille Partners
Dufourstrasse 58
CH-8702 Zollikon-Zürich
044/396’80’80

Dr. André Terlinden, 
LL.M.

Dr. Timo Fenner, 
MLaw UZH

Warum Diskriminierung am Arbeitsplatz  
ein wirtschaftlich relevantes Compliance-Risiko darstellt

Diskriminierungen am Arbeitsplatz wie sexuelle Belästigungen, Mobbing oder Rassismus stellen für Unternehmen  
ernstzunehmende Risiken dar, die wie Compliance-Vorfälle der Wirtschaftskriminalität behandelt werden sollten.

D ie jüngsten schlagzeilenträchtigen Fälle 
von Diskriminierungen am Arbeitsplatz 
zeigen eindrücklich, welches Schadens-

risiko solchen Vorfällen innewohnt: Die Frei-
stellung von Bild-Chefredakteur Julian Reichelt 
machte international Negativschlagenzeilen mit 
entsprechendem Reputationsschaden für den Be-
troffenen, die Bild-Zeitung und den Axel Sprin-
ger Verlag. Die Bild-Zeitung verlor mit ihrem 
Chefredaktor gleichzeitig einen massgeblichen 
Architekten der Digitalisierung der Zeitung. 
In einem anderen aktuellen Diskriminierungs-
fall wurde Tesla erstinstanzlich aufgrund Ras-
sismus am Arbeitsplatz zu einer Schadenersatz-
zahlung von knapp 137 Millionen US-Dollar 
verurteilt. Die US-Jury befand u.a., dass der 
Autobauer ein feindseliges Arbeitsumfeld ge-
schaffen habe, weil dieser nicht ausreichend gegen 
den Rassismus am Arbeitsplatz vorgegangen sei. 

Die Dimensionen des Risikos «Diskriminierung am 
Arbeitsplatz» werden häufig unterschätzt. Nebst den 
bereits erwähnten Risiken von massivem Reputations-
schaden (der sich negativ auf die Beziehung zu Kunden 
und Geschäftspartnern wie Finanzierende auswirken 
kann), Schadenersatz- und Genugtuungszahlungen 
an Betroffene und Verlust von wichtigen Mitarbei-
tenden sind Organisationen v.a. folgenden Risiken 
ausgesetzt: Die Diskriminierungshandlung kann sich 
auch gegen Externe (Dienstleistende, Geschäftspart-
ner oder Kunden) richten – wie im jüngst schlagzei-
lenmachenden Fall einer Angestellten einer Schweizer 
Bergbahn, die einem homosexuellen Paar mit Kindern 
das Familienticket mit der Begründung verweigern 
wollte, dieses sei nur für «Traditionsfamilien» erhältlich. 
Wie Studien belegen, sinken Produktivität und Quali-
tät der Arbeitsleistung spürbar in Unternehmen mit 
einer Unternehmenskultur, in der diskriminierendes 
Verhalten toleriert wird. Publik gewordene Diskrimi-
nierungen erschweren zudem das Gewinnen sowie das 
Halten von Mitarbeitenden, vor allem Fachkräften.

Oft fehlt das Bewusstsein für das Ausmass der Ver-
breitung von Diskriminierung am Arbeitsplatz. Diverse 

Studien zeigen beispielsweise, dass mindestens ein 
Drittel aller weiblichen Beschäftigten sexuellen Be-
lästigungen am Arbeitsplatz ausgesetzt sind – be-
zogen auf einen Zwölf-Monatszeitraum. Da über 75 
Prozent der Vorfälle dem Arbeitgebenden gar nicht 
gemeldet werden, ist von einer hohen Dunkelzif-
fer und somit einer weitaus höheren Zahl Betroffe-
ner auszugehen. Noch weniger im Bewusstsein ist oft 
die Diskriminierung durch Rassismus am Arbeits-
platz. Auch werden diese und andere Diskriminie-
rungsformen häufig als Streitereien unter Mitarbei-
tenden statt als Compliance-Risiko wahrgenommen. 

Bezeichnend ist, dass gemäss Studien die Grösse des 
Unternehmens keine nennenswerte Rolle für das Auf-
treten von Diskriminierungen am Arbeitsplatz spielt. 
Diskriminierungen können sowohl in Unternehmen 
mit 50 oder weniger wie in solchen mit 5000 oder mehr 
Mitarbeitenden auftreten und massive schädliche Aus-
wirkungen haben. Auch die Branche, in der ein Unter-
nehmen tätig ist, ist nachgewiesener Massen irrelevant. 

Was also tun? Diskriminierungen am Arbeits-
platz sollten nicht auf ein «Personalthema» reduziert 

werden. Sie sind als Compliance-Risiko zu be-
handeln. Sie gehören in die übrigen Complian-
ce-Prozesse eingebunden. Massnahmen in Bezug 
auf Diskriminierungen am Arbeitsplatz sind kom-
plex. Sie lassen sich in drei Kategorien unterschei-
den: Prävention, Aufdeckung, Intervention. 

Zur Prävention zählen eine entsprechende Unterneh-
mensstrategie, eine Kommunikationskampagne und 
das Vorleben durch das Führungspersonal. Zur Auf-
deckung braucht es eine gelebte Speak-Up-Kultur. 
Diese erlaubt, diskriminierendes Verhalten geschützt 
vor Repressalien dem Unternehmen zu melden. Inter-
vention bedeutet insbesondere, dass jedem glaubhaften 
Hinweis nach einem zuvor festgelegten Prozess nach-
zugehen ist. Wird in einer solchen internen Untersu-
chung ein Fehlverhalten festgestellt, ist dieses hie-
rarchieunabhängig angemessen zu sanktionieren.
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Gemäss Studien spielt die Grösse 
des Unternehmens keine nennenswerte  
Rolle für das Auftreten von  
Diskriminierungen am Arbeitsplatz.


